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Jodas,Justizange-
stellter, als Ur-
kundsheamter der
Geschéftsstelle

Im Namen des Yolkes

In dem Rechtsstreit

1, der Firma
PO in

2. der Firma B

& Co, Alleininhaber Walter
I—straﬂe U,

Gesellschaft mit be-—

schrinkter Haftung RMS » R

vertreten durch ihre Geschdftsfiinrer, den Kauf-
" in @ und den Kaufmann’
- n
u-Gegsellschaft mit be-

3. der Firma CF Wo
schrénkter Haftung in B straBe

vertreten durch ihren Geschﬁftsfﬂhier, den Kaufmann

Walter P in BEER- y

Beklagten, Berufungskléger
und Revisionskléger,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr D -
gegen

den Architekten Karl-Friedrich D@l ir BEilil-CONNND
G SN

llee @,
Klédger, Berufungsbeklagten
und Revisgionsbeklagten,

~ ProgeSbevollumlichtigter: Rechtsanwalt Dr. [N -

hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die

miindliche Verhandlung vom 15. November 1956 unter Mitwir-
kung des Senadsprédsidenten Glansgmann und der Bundesrichter
Rietschel, Dr.Heimann-Trosien, Dr. Winkelmann und H.Heye;c

fiir Recht erkannts

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des 7. Zivilsenats des Kammergerichts vom 14.April

1955 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zu neuer Ver-

handlung und Entscheidung, auch iiber die Kosten der
Revision, an das Berufungsgericht guriickverwiesen,

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Auf @rund des schriftlichen Architektenvertfages vom
8. Juli 1950 iibernahm der Kliger fiir die Beklagte zu 1)
die architektonische Bearbeitung, die kiinstlerische und
technische Oberleitung sowie die Srtliche Bauaufsicht der
Arbeiten sur Wiederherstellung der in BUNED-cEEEER: -
M@ :trate @, gelegenen Villa sowie des benachbarten
Gartenhauses TaubertstraBe 19. Die Baukosten waren von dem
Kliger iiberschléglich auf 246,000 IM berechnet worden. Sie
sollten big zum 31. Dezember 1950 die Summe von 200.000 DM
nicht tibersteigen. Nach Erschipfung dieses Betrages be-
hielt sich die .Beklagte zu 1) weitere EntschlieBungen vor.
Das Honorar des Kliégers errechnete sich nsch § 4 des Ver-
trages gemdf der Bausumme nach der Gebiihrenordnung fiir Ar-
chitekten (GOA) in der Passung vom 1. Januar 1950 (sog.
Berliner Passung). Die Bauarbeiten wurden unter der Leitung
.des Klédgers in der Zeit wvon Juli 1950 bis April 1951 ausge-
filhrt. Der Kliger wirkte auch bei der Einrichtung mit. Uber
den Umfang dieser THtigkeit herrscht zwischen den Parteien
Streit,

Der Kléger erhielt ferner von der Beklagten zu 2), de-
ren Gesellschafter oder Mitgesellschafter der Inhaber der
Beklagten zu 1) ist, den Auftrag zur Leitung des Umbaus und

Ausbaus ihrer Biirordume in B—-S—

SchlieBlich wurde der Kléger im Dezember 1950 von der
Beklagten zu 3), deren Teilhaber und Geschéftsfiihrer der
Inhaber der Beklagten zu 1) ist, damit betraut, je ein
Grundstiick in Bl und PN fir die Beklag-
te su 3) und ein weiteres Grundstiick in K{ji} fiir Fréulein
Rosa P zu erwerben. Es war vorgesehen, die Grund-
stﬁcké im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus unter Ausnutzung



- .
v T femamerem, o

13

Matthias Prinz
2 Rechtsanwalt WwWw.pri

-3 -

der Steuervergiinstigungen des § 7 ¢ des Einkommensteuerge-
gsetzes gu bebauen, Die Grundstiicke wurden im Dezember 1950
fiir 70.000, 50,000 und 105.000 DM angekauft. Der Kliger
fertigte fiir die drei Grundstiicke die Vorentwiirfe, die Ent-
wiirfe und Bauvorlagen und nahm die Massen— und Kostenbe-
rechnung vor. Mit der Bebauung des Grundstiicks in Bonn
wurde im Januar 1951 begonnen. In der Folgezeit kam es

zu Spannungen zwischen dem Kldger und dem Geschédftsfiihrer
der Beklagten 'zu 3). Nach einem Aktenvéirmerk vom 19. Fe-
bruar 1951 erklérte sich der Kliéger bereit, seine Tatigkeit
bei den Bauvorhaben in Bgl, FEER und K@ sofort ein-
zustellen; er stellte in Aussicht, fir-seine Bemijhungen
nach der GOA 1950 (Berliner FPassung) gu-liquidieren und er-
klérte sich.bereit, die Originalzeichnungen nebst Schrift-
wechsel und Unterlagen ‘der Beklagten zu 1) zu ilbergeben.

Unter Zugrundelegung der GOA 1950 (BerlPassung) fiir
alle ihm erteilten Auftrige verlangt der Kléger fiir seine

. Tatigkeit

..¥on der Beklagten gu 1):

JLaw — Gesetze und Urteile

fir den Bau des Hauses M strate @ unter Zugrundele-
gung einer Bausumme von 563%.450 DM nach Bauklasse IV
29.802,90 DM,

fiir die Binrichtung einer Reihe von Zimmern
im ErdgeschoB dieses Hauses einschliefBlich
Dekorationen (Bauklasse VI) nach einem Be-
trage von 133.400 DM 15.464,40 DM,

gugliglich 3,09 % Umsatzsteuer ven 45,267,350 DM 1,398,75 IM;

fiir den Umbau des Hauses TPétraBe
nach einer Bausumme von 128.702,5% DM und Bau- ‘
klasse.IV guziiglich 1/3 Zuschlag fiir Umbauten 11.325,82 DM,

fiir Steinsetzarbeiten und den Gartenzaun

(Baukosten 2.271,80 IM,Bauklasse I) 124,95 IM,

filr ein Schwimmbecken (Baukosten 11.855,08 DM, -

Bauklasse III -+ 1/3 Zuschlag) 1,217,12 DM
Seitenbetrag: 59.333,94 DM

Kostenlos mobile A

Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw —fiir iOS

OYIN ‘L8 §§ YOBU JUBQULJE( S[E PUIS SUN[WIESS[12)1[) JoP I[Id

1 YoNY :SIOMUTE]

1202593

Available on the X ‘
D App Store , J


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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Uvertrag:

zuziiglich 2 % fur Baufiihrung nach einer Bau-
summe von 142.829,41 DM

filr die Einrichtung des Hauses E‘Petra—

S8e @P (Bauklasse VI) nach einem etrage

von 47.559,58 DM

gugiiglich 3,09 % Umsatzsteuer von 22, 801 10 DM

insgssamts
" Hiervon bringt der Kldger dle erhalte-
nen Vorschiisse in Hthe von

in Abzug, so daB ein von der Beklagten zu 1)
zu zahlender Restbetrag von

verbleibt;
von der Beklagten gu 2):
und von der Beklggten zu 3):

fiir das Bauvorhaben in Bonn nach einer ge-
schidtzten Baugsumme von 220.000 DM und Bau-
klapse IV einschliefilich Umsatzsteuer

und fiir das Vorhaben in F (geschitete
Bausummes 400.000 DM, Bauklasse IV ein-
schlieBlich Umsatzsteuer)

insgesamt:

hierauf bringt der Klager das vorschuBweise
erhaltene Honorar in Hohe von

in Anrechnung, so da8 ein Restbetrag von
-verbleibt.

59.333,94

2.856,59

7.276,62
704,55

.|

;s

m,
DM

70.171,70

ﬂoOOQo-—

M

m

46.171,70

1.009,10

7.927,62

11.481,10

DM

DM

Dt

M

19.408,72

12,000, -~

7.408,72

DM;

E!FE

Unter Berficksichtigung einer Pfiindung der Klageforderung

durch das Finanzemt CYNJNNGEGGEEND i~ Hshe von 25.000 DM

hat der Kldger zundichst beantragt,

a) die Beklagte zu 1) zu verurteilen, an das Fi-
nanzant COINEER 25.000 DM und an ihn
weitere 21.171,70 DM nebst 4 4 Zinsen von
21.898,89 DM seit dem 7. Midrz 1951, von 9.482,63 DM
seit dem 11:.Mai 1951 und von 14.790,18 DM seit dem -

27. Juni 1951 zu zahlen;

L 3
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b) die Beklagte zu 2) zu verurteilen, an ihn

. 1.009,10 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 3.Mirz 1951
zu zahlen;

c) die Beklagte zu 3) zu verurteilen, an ihn
7.408,72 DM nebst 4 # Zinsen seit dem 19.Pebruar
1951 zu zahlen.

~ Die Beklagten haben beantragt, die.Klage abzuweisen.
Sie- haben die Gebiihrenberechrnung des Klégers im eingelnen
der Hthe nach.bestritten und dessen Berechiigung, die Um-
satzsteuer auf sie abzuwdlzen, in Abrede g;stelltc Die Be-
klagte zu 1) hat namentlich die Zugrundelegung einer Bau-
summe von 363.450.- DM fiir das Haus M-straﬁe @, den
Ansatz einer Vergiitung fiir die Einrichtur;g dieses Hauses
nach einem Betrage von 133.400 DM und die. Bemessung der
Gebiihren fiir die Herstellung des Schwimmbeckens in Anleh-
nung an die Baukosten des Hauses T{Jjiilstrade @ bvean-
.-, standet. Sie hat bestritten, dem Kléger einen Auftrag zur
- -Mitwirkung bei der Eimrichtung des Hauses M{lstrase @B
. ‘  erteilt zu haben. H:Lerzu hat sie angefﬁ.hrt, mit der Innen-
b ausstatiung habe sie ausschliéBlich die Firma D- be-
- traut. D) sei selbstiéndiger Raumgestalter, so da8 die
. Mithilfe des Klédgers nicht erforderlich gewesen sei. Die
von ihm teilweise angefertigten Zeichnuugen fiir die Ein-
richtung habe sie als nicht geeignet ‘zuriickgewiesen.

FOEIEIAN RS

PSS PRI AR LT LA LT, T

g Gegeniiber einem etwa verbleibenden \'Tergiitungsanspruch

}?, des Kl#gers hat die Beklagte zu 1) einmal mit einer For-.

i derung auf Ersatz des Schadens aufgerechnet, der ihr in-
folge Bezahlung liberhthter Rechnungen der Installationsfir-
na B dadurch entstanden sei, daB der Klidger die
Rechnungen nach ungeniigender Priifung als berechtigt aner-

- kannt habe. Ferner hat sie gegeniiber den Gebiihrenforderun-
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gen mit Schadensersatzanspriichen aufgerechnet, die ihr in
Hohe von 50,000 DM von der Beklagten zu 3) und in Hthe von
25,000 DM von Rosa Pl avgetreten worden seien. Zur
Begriindung der Gegenanspriiche hat die Beklagte zu 1) vorge-
tragen, ihr Inhaber und seine Schwester Rosa hédtten die
Beklagte zu 3) gegriindet, um Gelder, -die gonst hoch h#étten
vergteuert werden miissen, steuerbegiinstigt flir den sozia-
len Wohnungsbau zu verwenden. Zur Ausfilhrung derartiger
Bauten seien die Grundstiicke in BB, PG
und KD angekauft worden, Dies sei geschehen; nachdem der
Kléger, dem der Sachverhalt, insbesondere die fiir die
Bauten zur Verfiigung stehenden Mittel der HShe nach genau

. mitgeteilt worden seien, die voraussichtlichen Baukosten

auf 42 - 45 TM je umbauten Kubikmeter veranschlagt und
versichert habe, daB die geplanten Bauten mit den genann-
ten Betridgen durchzufiihren seien. In Wirklichkeit habe
der Baupreis schon Ende des Jahres 1950 bei 60 DM je Ku-
bikmeter gelegen. Die Ausfilhrung des Baues in B{jjj habe
iiber 100.000 DM mehr gekostet, als von dem Kléger veran-

. schlagt worden sei, Die Bebauung der Grundstiicke in PR

@ und XY sei deshalb aufgegeben worden. Die Grund-
gtiicke seien nur mit Verlust weiterzuveriuBern. Dies Beklag-
te gu 3) habe den Architektenvertrag wegen arglistiger
Tduschung durch den Xléger angefochten. Sie und Roaa
PQ scien berechtigt, die an den Kléger fiir dessen
Bemiihunger bei den Bauvorhaben gezahlten Vorschiisse von
18.000 DM zuriickzuverlangen., Der Klidger sei ferner ver-

" pflichtet, der Beklagten zu 3) und Rosa P} den

Schaden zu ersetzen, der diesen dadurch entstanden sei,

‘daB sie im Vertrauen auf die Richtigkeit der Zusagen des

Klégers die Grundstiicke angekauft und sonstige Unkosten
gehabt hitten. Diesen Schaden haben die Beklagten auf

.137,849;94 DM beziffert. Auch die Beklagten zu 2) und 3)

.
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‘Es bilde mit dém Hauptwerk ein einheitliches Ganzes und

haben gegeniiber der Klageforderung teils mit abgetretenen,
teils mit eigenen Schadensersatzanspriichen aus den ge-
nannten Rechtsgriinden aufgerechnet.

Der Kliéger hat erwidert, die Baukosten fir M-
strage ¢ und D strade @ hétten sich durch Son-
derwiinsche und zusdtzliche Auftréige des Inhabers der Be-
klagten zu 1) weasentlich erhdht. Auf Veranlassung der
Beklagten zu 1) habe er fiir alle Rume des Hauses MED
@D strase @ Zeichnungen angefertigt. Die Réume seien
nach seinen Entwiirfen ausgestaltet. und eingerichtet wor-
den. D} habe nur die handwerkliche Ausflihrung seiner
Entwiirfe vorgenommen. Das Schwimmbecken sei: gusemmen mit
dem .Ausbau von ‘P{strasc @.in Auftrag gegeben worden.

gei nach entsprechenden -Sétzen zu honoriéren. Das Be-
stehen von Schadensersatzanspriichen der Beklagten zu 1)
und 3) sowie von Rosa () hat der Kléger in Abrede
gestellt. Die Hthe der Rechnungen der Firma B IR .
sei auf’'zahlreiche Xnderungswiinsche des Inhabers der Be-—
klagten zu 1). zuriickzufiihren. Unricatige Angaben tiber die

‘voraussichtlichen Kosten der Bauvorhaben in Bigil, FD

- und K@ sowie eine arglistige THuschung der Beklag-
ten-au 3).und der Rosa P— hat der Kliger bestritten.
Er hat die Ansicht vertreten, daB der Streit iiber die aus-
wirtigen Bauverhaben durch den in dem Aktenvermerk vom

19. Februar 1951 niedergelegten Vergleich beseitigt worden
sei, ~ '

Das Landgericht hat nach einer Beweisaufnahme der
Klage in vollem Umfange stattgegeben. Gegen das erstin-
stanzliche Urteil haben die Beklagten mit dem Ziel auf
Abweisung der Klage Berufung eingelegt. Mit Riicksicht auf
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- eine Pféndung der Klageforderung in Hthe von 8,175,133 DM
zu Gunsten der Krankenversicherungsanstali B{jjii}, auf
Abtretungen des Kligers an diese und das Finanzamt C{ijjJ
U . -u: dic von den genannten Behtrden be-
rechneten Verzugszinsen und Sdumnissuschlége wegen riick-
stindiger Beitriige und Steuern und auf die in der Zwischen-
zeit von 3 auf 4 # erhthte Umsatzsteuer hat der Kliger we-
gen des Verzuges der Beklagten im Wege der AnschluSberu-
fung die Zinsanspriiche erhtht und sein-Klagebegehren im
gweiten Rechfseuge, wie folgt, zushmmengefpiatz

" Das Urteil des Landgerichte Berlin -vom 8, Mal

H 1952 unter . Zuriickweisung der Berufung dahin:zu
éndern, daB die Beklagten verurteilt werden, fol-

gende Betrége zu Gunsten des Kligers, des Finanz-

amts CYJJ IR 1 d der Krankenversiche-

rungsanstalt B beim Amtsgericht Charlotten-

burg zu hinterlegen, und zwar

a) die Beklagte zu 1):

46.171,70 DM nebst 13 % jéhrlicher Zinsen von
21.898,89 IM seit dem 7., Mirz 1951, von 9.482,63 DM
geit dem 11. Mai 1951 und von 8.618,48 DM seit

dem 27. Juni 1951 und 9 1/2 % j#hrlicher Zinsen
von 6.171,70 DM seit dem 27. Juni 1951 sowie 1 %
von 46.171,70 DIM; '

b) die Beklagte zu 2):

1.009,10 DM nebst 9 1/2 % jihrlicher Zinsen seit
dem 3. Mirz 1951 sowie 1 % von 1.009,10 IM;

c) die Beklagte zu 3)3

7.408,72 DM nebst 9 1/2 % jihrlicher Zinsen seit
dem 19. Februar 1951 sowie 1 % von 7.408,72 IM:
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Die Beklagten haben um Zuriickweisung der AnschluBberufung
get_:eten.. Das Kammergericht hat unter Zuriickweisung der Be-
rufungen im iibrigen auf die Rechtsmittel der Parteien

a) die Beklagte.zu i) gur Hinterlegung von 31.318,66 DM
nebst ‘13 % jihrlicher Zinsen von 21.898,89 IM seit dem
T. Hdrz 1951 und von 9.419,77 DM seit ‘dem 1l.Mirz 1951,
ferner von 1 4 von 31.318,66 IM = 313,19 DM,

b) die Beklagte gu 2) gur Hinterlegung von 980 51 DM nebst
9g1/2 % ;]E.hrlicher Zingen seit dem 3. Mirsz 1951, ferner
von 1 % von 980,51 DM = 9,80 IM, :

c) die Beklagte zu 3) zur Hinterlegung von: %4.659,80 DM
nebst 9 1/2. % jihrlicher Zinsen seit dém 19. Februar 1951,
ferner von 1 % von 4.659,80 DM = 46,60 DM

verurteilt unddie weitergehenden Klageantrage abgewiesen.

Vet t

L3 ININ

Mit der Revision verfolgen die Beklagten ihr Ziel
auf vollsténdige Abweisung der Klage weiter, widhrend der
Kléiger die Zuriickweisung der Revision beantragt.

Entscheidungsgriinde:

I. Der Kliger verlangt die Zahlung des ihm filr seine
Leistungen als Architekt bei den verschiedenen Bauvorhaben
der Beklagten zustehenden Entgelts.

1. Nach § 4 des der Wiederherstellung des Hauses M
@Pstrate @ und dem Umbau des Hauses T{iiistrase @ in
O z: Grunde liegenden Vertrages vom 8. Juli
1950 sollte sich der Honoraranspruch des Kligers entspre-
chend der Bausumme nach der Gebiihrenordnung fiir Architekten
in der Fassung vom 1. Januar 1950 (BerlFassung) bemessen.
Der Kléger hat seine Vergilitung nach dieser Gebiihrenordnung
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berechnet. Das Berufungsgericht ist ihm darin gefolgt und
hat dem Kléger fir den Bau des Hauses M{istrage @ Ge-
bilhren nach den tatstichlich entstandenen Baukosten (Her-
stellungskosten) gugebilligt., Die gegen diese Auffassung
gerichteten Beanstandungen der Revision sind nicht be-
griindet,

a) Ob die in der Zeitwchrift "Neue Bauwelt® (1950,
1 f££) abgedruckte Gebiihremordnung vom 1, Janvar 1950, die
vom Bund Deutscher Architekten ausgearbeitet, aber preisg-
rechtlich nicht genehmigt worden ist (Roth-Gaber GOA
2.Aufl S 28), deshalb als revisibles Recht:zu gelten hat,
weil sgie iiber den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus an-
gewendet worden'ist, kann dahingestellt bleiben; auch wenn
die Gebﬁhrenordnung nur in Berlin Geltung erlangt haben
sollte, ist die Revisionsriige, die Berechnung der Gebiihr
nach den Herstellungskosten verstoSe gegen die Preisvor-
schriften, vom Revisionsgericht nachpriifbar, Demn die Re-
vigion wendet sich nicht gegen die Anwendbarkeit der
GOA 1950 (BerlFassung) als solcher;.sie glaubt vielmehr,
daB gewisse'Bestimmungen dieser Gebiihrenordnung deshalbdb
nicht angewendet werden diirften, weil sie gegen die Preis-~
stopvorschriften verstieBien. Sie riigt damit eine in der
Gebiihrenvereinbarung liegende Verleti#ung der Preisbestim-
mungen. Diese aber stellen, auch soweit gie nur fiir Berlin
erlassen worden sind, revisible Normen dar (BGHZ 4, 220;
6, 49 ££). Die Anordnung iiber die Freigabe von Preisen
(Preisfreigabe—i0) vom 14. April 1950 — VOBL fiir GroB-
Berlin I, 135 ~ 188t u.a. die Vorschriften iiber die Ent-
gelte der Architekten unberithrt (§ 5 Nr 8). Sie paBt sich
sowohl nach ihrer Einleitung alsg auch inhgltlich in gl-
len wesentlichen Punkten dem in der Bundesrepublik Deuisch—
land geltenden Preisrecht an und stimmt mit der fiir das
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Vereinigte Wirtschaftsgebiet eriassenen Anordnung vom
25, Juni 1948 (WiGBl 1948, 61) weitgehend iiberein.Un-
ter diesen Voraussetzungen bestehen gegen die Revisiona-
fihigkeit der hier in Betracht kommenden Berliner
Rechtsnormen keine Bedenken (BGHZ 6, 50).

b) Entsprechend dem das Recht der Schuldverh#ltnis-
se beherrschenden Grundsatz der Vertragsféeiheit war der
Kliger nicht gehindert, die Zahlung s€iner "Gebiihren nach
der GOA 1950 (BerlFassung) zu verlangen. Allerdings durf-
te er, da 8die Gebiihren der Architekten auch in Berlin -
dem Preisstop unterlagen (§ 5 Nr 8 Berl Preisfreigabe-A0),
und die Verordnung iiber das Verbot von PreiserhShungen
(Preisstop=V¥0) vom 26:November 1936 — RGBL I 955 — aus-
driicklich aufrecht erhalten worden ist (§ 3 Preisfreigabe-
AD), im Eingelfalle keine hthere Vergiitung beanspruchen,
als ihm nach der letzten preisrechtlich genehmigten Ge-

. bithrenordnung zustand. Das Berufungsgericht meint, das sei

die GOA 1950 (BerlPFassung), weil das zustindige Preis-

. amt .seit dem 30. Mai 1950 gegen die Anwendung der Gebith-
‘renordnung keine Einwendungen mehr erhoben have. Es ver-

kennt .hierbei jedoch, daB ein Gesch#ft wegen Verstodes
gegen die Préisvorschriften auch dann verboten bleibt,
wenn die Preigbehdrde nicht einschreitet. Die zivilrecht-
lichen Folgen einer Verletzung der Preisvorschriften

(§ 134 BGB) treten unabhiéngig davon ein, ob die Preisbe-
horde Grund zum Einschreiten findet oder ob sie den Preis-
verstoB hingehen 188t., Die Revision will die von dem Fri-
sidenten der Reichskammer der bildenden Kiinste erlassene
Anérdnung iiber die‘Gebuhr der Architekten vom 15. August

. 1942, ingbesondere deren § 4 Abs 3 anwenden. Sie sieht
-den VerstoB gegen den Preisstop darin, daB der Kléger bei

der Berechnung seiner Gebiihren entsprecheﬁd dem § 5 der
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GOA 1950 (BerlFassung) von der Herstellungssumme ausge-
gangen sei, widhrend nach § 4 Abs 3 der GOA 1942 vei einmer
Erhhung der Baukosten grundsitzlich die Kostenanschlags-
summe und nur unter bestimmten - nach ihrer Ansicht hier
nicht vorliegenden - Voraussetzungen die endgiiltigen Bau-
kosten fiir die Gebilhrenerrechnung maBgebend seien. Indes-
sen ist gweifelhaft, ob auch die GOA 1942 preisrechtlich
genehmigt worden ist, Da8 sie, wie Fabricius -~ von Norden-
flycht (GOA 2.Aufl S 5) meinen, in der Praxis allgemein
angewendet und von den Gerichten nicht beangtandet worden
ist, mag darsuf beruhen, daB sie nach einer Anordnung des
Generalbevollmiichtigten fiir die Regelung der Bauwirtachaft
vom 21, August 1942 die Zustimmng des Beauftragten fiir

. den Vierjahresplan gefunden hat, dem auch der Reichskommis-
sar fiir die Preisbildung angeschlossen war. Ein Preisver-
stoB liegt in der Anwendung des § 5.GOA 1950 (BerlFassung)
- jedoch nur dann, wenn diese Bestimmung ein h$heres Entgelt
begriindete als die Geblihrenordnung, die bei ErlaB der

* PreisatopV0 im Jahre 1936 in @Geltung war. Das ist die
ebenfalls auf einer Anordnung der fritheren Reichskammer
der bildenden Kiinste beruhende Gebiihrenordnung von 1935,
die am 1. Juni 1937 neu gefaBt und vom Reichskommissar
fiir die Preisbildung genehmigt worden ist (Pabricius -
von Nordenflycht aa0). Diese Gebithrenordnung aber stimmt,
soweit die von der Revision beanstandeten Ans#tze in Be-
tracht kommen, mit § 5 der GOA 1950 (BerlTassung) darin
iiberein, daB sich die Gebiihr nach der Hbhe der Herstel-
lungssumme richtet (§ 2 Abs 1 GOA 1937).

Hiernach verstsft die Anwendung der GOA 1950 (Berl
Fassung) entgegen der Auffassung der Revision nicht gegen
die Preisstopvorschriften, soweit der Kléger seine Vergii-
tung nach den tatséichlichen Baukosten errechnet hat. Die
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Gebiihrenberechnung, wie sie das Kammergericht vorgenom-
men hat, ist daher im Ergebnis nicht zu beanstanden.

2, Die Revision riigt, das Berufungsurteil lasse
eine Begriindung dafiir vermissen, weshalb die dem Kliiger
fiir den Ausbau des Schwimmbeckens zustehende Gebiibr nach

- den htheren S&tzen des Bauvorhabens T{illistrase @ ab-
gurechnen sei. Das Kammergericht rechmet das Schwimmbecken
den Baukosten des Hauses T{Jjillstrase @ hinzu, weil es

© im Zuge des Wiederaufbaues dieses Grundstiicks wiederherge-
stellt worden sei. Diese Auffassung wiire -zutreffend, wenn
der Kliéger fiir den Bau der Hiéuser M{iistrate @ und
Tl strate @ gesomierte Auftrége erhalten und das
Schwimmbecken als AuBenanlage des Hauses- T{Jiili§strate @
zu gelten h#tte. Der dem Kléger erteilte-Aufti'ag bezog
sich aber ausweislich des Vertrages vom 8. Juli 1950 auf
die Wiederherstellung und den Umbau beider Geb#dude. Zwar
sollte das mit "Nebengeb#iude" begeichnete Haus T{JID-
strage @ zuerst fertiggestellt werden; zur gleichen Zeit

-s0llte -jedoch mit der Wiederherstellung des Haupigebiu-
des M =trase @ begonnen werden, Fir die Frage, mit
welchem Haus die dem Kliéger fiir die Herstellung des
Schwimmbeckens zustehenden Gebilhren abgurechnen sind,
kommt es somit nicht darauf an, zu welcher Zeit und in
welchem Zusammenhang mit der Herstellung des Schwimm-
beckens begonnen worden ist, wie das Berufungsgericht

) meint; vielmehr hat sich die Gebithrenberechnung des Klé-
gers fiir seine Mitwirkung am Bau des Beckens nach den
Baukosten des Geb&udes zu richten, mit dem das Schwimm-
becken riumlich zusammenhingt. Wie die Beklagte behaup-
tet und durch Einreichung eines Lichtbilds und einer La-
geskizze darsutun sucht, ist dies das Haus M-—
straBe ..
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-Die Auffassung des Berufungsgerichts, die Gebiihr fiir
die Wiederherstellung des Schwimmbeckens sei mit dem Bau-
vorhaben T¢jilstrase @ abzurechnen, erweist sich hier-
nach fir den Fgll als rechtsirrig, da8 das Schwimmbecken
eine Einheit mit dem Hause M@iiistraSe @P bildet. Da das
Berufungsgericht den Behauptungen der Parteien iiber die
Lage des Schwimmbeckens nicht nachgegangen igi, durfte es,
ohne diese Zweifel zu beheben, dem Kléger keine hiheren
Geblihren zusprechen, als inm erwachsen widren, wenn er sei-
ne Verglitung in Anlehnung an die mit dem Bau M@@straBe
‘entstandenen Kosten berechnet hi¥tte., Soweit dem Kl&-
ger dadurch, da8 er seine Gebithr im Zusammenhsng mit den
Baukosten fiir Tqjjii@strasc @ errechnet hat, eine
héhere Vergiitung zugesproclien worden ist, war das ange-
fochtene Urteil mithin aufzuheben.

3.- Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme, insbeson-
dere.auf. Grund der Bekundungen der Zeugen D@D, "I
@D vnd QIR in Verbindung mit dem Gutachten des
Prcf, R@ sicht das Berufungsgericht es als erwiesen
an, daB mindestens durch die stilischweigende Entgegen-
nahme der fiir die Einrichtung von Réumen des Hauses Mg
@D :trate @P eingereichten Entwiirfe und Zeichnungen des
Klégers zwischen diesem und der Beklagten zu 1) ein Ver-~
trag iiber die Mitwirkung des Kldgers bei der Einrichtung
des Hauses N¢jstraBe @B zustande gekommen sei., Das Be-
rufungsgericht billigt dem Kldéger fiir diese Leistungen
ein Honorar nach der GOA 1950 (BerlFassung) zu, weil die
Parteien auch bei dem Bauvorhaben von dieser Gebithrenord-
nung ausgegangen seien., Dem tritt die Revision entgegen.

a) Sie ist der Ansicht, der vom Berufungsgericht
aufer acht gelassene Schriftwechsel, vor allem die Schrei-
ben der Beklagten zu 1) vom 27. Januar, 17. Februar und
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2. April 1951, spriéchen gegen die Annahme, da8 der Kld-
ger auch mit der Einrichtung des Hauses beauftragt wor-
den sei. Die Peststellung des Berufungsgerichts, daB8 der
Klkiger im Einverstdndnis mit dem Inhaber der Beklagten
gu 1) bei der Einrichtung des Hauses N¢giistrase @ mit-
gewirkt habe, liegt auf tatséichlichem Gebiet. Ihr kamn
aus Rechisgriinden nicht entgegengetreten werden. Es trifft
auch nicht zu, daB der Berufungsrichter die wvon der Re-
vision zitierten Schreiben unberiicksichtigt gelassen habe.
Die Schreiben vom 27. und 28. Januar 1951 sind ausdriick-
lich gewiirdigt worden, allerdings in-einem anderen Sinne,
als die Beklagte sie auslegen mochte. Dag Schreiben vom
17. Pebruar 1951 enthélt zwar eine Reihe von Beanstandun-
gen der Tdtigkeit des Klégers, spricht aber nicht gegen
die Annahme des Berufungsgerichts, da8 der Kléger in
Kenntnis der Beklagten bei der Binrichitung mitgewirkt ha-
be° Das Gleiche gilt von dem Schreiben vom 2.April 1951,
WEnn die Beklagte den Kléger am SchluB des Schreibens
auffordert, gich von allen die innere Ausstattung ihres
Hauses betreffenden Arbeiten fernzuhalten, und es ablehnt,
dem Kliger fiir die Innenarchitektur eine "2rovision" zu

zahlen, go gibt diese Mitteilung lediglich den damaligen

.Willen des Inhabers der Beklagten wieder, den Kliger von

der Mi%wirkung bei der Einrichtung des Hauses auszuschlies-
sen, Sie erbringt keinen Beweis dafilr, daB dieser Wille
schon bestanden hat, als der Kléiger dem Inhaber der Beklag-
ten die Pliéne und Skigzzen fiir die Einrichtung vorlegte,

die Werkstattzeichnungen und Arbeiten der Firma DB tiber-
wachte. und dem Aussuchen der Gardinen und Dekorationsstof-
fe beiwohnte. Die auf das Brgebnis der Beweisaufnahme,
insbesondere die Gutachten des Sachverstindigen Prof.REEP
gestiitzte Feststellung des Berufungsgerichts, dal die TH-
tigkeit des Kl#dgers ausreiche, um ihm eine Vergiitung auch

—— et = -
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fiir die Einrichtung des Hauses M@iBstrate @ zuzubilli-
gen, wird somit durch die von der Beklagten in Bezug genom-
menen Schreiben nicht erschiittert.

b) Auch die Einwendungen der Revision gegen die Hohe
der fiir die Mitarbeit des Klégers bei der Einrichtung er-
rechneten Gebiihren sind nicht begriindet. Es vedarf keiner
néheren Priifung, ob das Berufungsgericht das Honorar fiir
die hier in Betracht kommenden Leistungen des Kl&gers mit
Recht nach der GOA 1950 {BerlPFassung) berechnet hat. Die
Revision hat nicht ndher dargelegt, ob und inwieweit die
Bekiagte durch die Anwendung dieser Gebithrenordnung benach-
teiligt worden ist. Im iibrigen sind nach der preisrecht-
lich genehmigten GOA 1937 die Leistungeh des Architekten
fiir Ausstattungen ebenso wie nach der GOA 1950 (BerlPas-
sung) nach Bauklasse VI abzurechnen (§ 9 GOA). Der Gebiih-
rensatz entspricht bei einer Bausumme von 70 000 bis
80 000 DM mit 13,9 und 13,3 % dem der angewendeten Gebiih-
renordnung (vgl § 10 GOA 1950 BerlFassung uné § 4 GOA 1937)
und der im § 20 GOA (BerlFassung) vorgesehene Nachla$
von 25 ¢ fiir Einrichtungen in Verbindung mit einem Bau-

. vorhaben wird in gleicher Weise nach § 9 Abs 1 GOA 1937
gewdhrt,

' Die Zubilligung eines Honorars von 7.553,70 DM fiir
die THtigkeit des Klégers bei. der Einrichtung des Hauses
MR trate @ 148t sich hiernach aus Rechtsgriinden
nicht beanstanden.

ITI. Die Beklagten haben gegeniiber der Klageforderung
mit einer Reihe von Schadensersatzanspriichen aufgerechnet.
Das Berufungsgericht hat das Bestehen derartiger Gegenfor-
derungen verneint., Die Revision ist auf diese Anspriiche
nur rioch insoweit guriickgekommen,.als es sich um die Schi-
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den handelt,die der Beklagten zu 1) nach ihrer Behauptung
aus der ungureichenden Priifung iiberh$hter Rechnungen der
am Bau des Hauses NgiiilstrasSe @ beteiligien Firma
Bernard B und die der Beklagten zu 3) und Rosa
PR sus angeblich unrichtigen Versicherungen des
Klégers iiber die voraussichtliche Hohe der Kosten fiir

die Bauvorhaben in B, PR .nd K@ ent-

standen seien.

. 1.) Das Berufungsgericht hat die Beklagte zu 1)

fir ihre Behauptung, daB der Kld#ger ungerechtfertigt
hohe Rechnungen der Firma B¢ anerkennt und sich
dadurch schadensersatzpflichtig gemacht habe, als beweis-
£d11ig angesehen und einen Ersatszanspruch der Beklagten
insoweit vermeint.

Die hiergegen erhobenen Bedenken der Revision kin-
nen zu keinem abweichenden Ergebnis fithren. Die Beklag-
te zu 1) hat ihr Vorbringen, die Firma B¢ habde
fiir die von ihr eingebaute Heizung und fir die Installa-
tion zu hohe Preise berechnet, nicht hinreichend substan-
tiiert. Es geniigte nicht, daB die Beklagte behauptete,
fiir die Ausfithrung der fraglichen Arbeiten seien teilwei-
se die doppelten und dreifachen SHtze der normalen Preise
berechnet und vom Klédger gebilligt, sie sei dadurch sowie
durch andere Preisiiberschreitungen um mehr als 50 000 DM
geschédigt worden (vgl Schriftsatz vom 21.September 1951
S 1), oder bei der Priifung der Rechnungen seien Preisfor-
derungen festzustellen, die selbst béi groBer Toleranz das
Doppelte der zuldssigen Kosten-betriigen, schon die Nach-
priifung einer Rechnung iiber Nebenarbeiten habe einen ,
Uverpreis von 2.453%,58 DM ergeben (vgl Schriftsatz vom
1.Dezember 1952 S 20 £). Die Beklagte h#tte an Hand der
Kostenanschldge und Rechnungen die einzelnen Positionen
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anfilhren miissen, die gie fiir iiberh8ht hielt. Sie h¥tte
weiter darlegen miissen, in wélcher HbBhe sie sich infolge
ungureichender Priifung der Rechnungen durch den KlHger
geschidigt fithlt., Erst dann h¥tte eine geeignete Grund-
lage fiir die Erhebung eines Sachversténdigenbeweises be-
standen. Da die Beklagte sich jedoch suf allgemeine An-~
gaben beschrinkt und es dem von ihr benannten Sachver-
sténdigen iiberlassen hat, die Rechnungsposten herauszu-
suchen, die gzu hohe Preisansiitze durch die Firma B¢D
ergeben sollten, bestand fiir das Berufungsgericht an sich
kein AnlaB gu der von der Beklagten'beantragten Beweiger- ;

" hebung. Die Beklagte ist also dadurch nicht beschwert,
daB der Berufungsrichter demnoch durch Einholung eines
Sachversténdigengutachtens Beweis erhoben, da8 dieser
aber zu keinem Ergebnis gefiihrt hat, weil der Sachver- i
gtéindige auBerstande war, suf Grund der zu den Akten
_gipgereichfen Unterlagen Preisiiberschreitungen durch die
Pirma BGJR festzustellen. Die Revisionsriige, das
Berufungsgericht habe die Beklagte zu Unrecht fiir beweis-
fgllig erachtet, ist hiernach im Ergebnis nicht gerecht-
fertigt.

2,) Die aus AnlaB8 der westdeutschen Bauvorhaben von
der Beklagten zu 3) und von Rosa P@JJ erhobenen Scha- i
densersatzanspriiche, mit denen infolge teilweiser Abtre- j
tung auch die Beklagten zu 1) und 2) aufrechnen, h#lt
das Berufungsgericht fiir unbegriindet.

a) Es geht davon aus, daB der Kléger die Baukosten ﬁ
im Dezember 1950 mit 45 DM je Kubikmeter veranschlagt -
und den Gesamtaufwand fiir dem Bau in D@ mit 230.000 DM
angegeben hat. Es meint jedoch, der Kléger habe damals
nit Preiserhhungen nicht zu rechnen brauchen, Der Um-
gstand, daB der Klédger mit Schreiben vom 4.Januar 1951

. , .
e & LY R . .. .
Pt Tl o AT N E R A

«
1‘
S,
<
~ N
A



Py,

- d IR .
e e fo B e 3t e g

W e

LI N ¥
-

‘mit Preiserhshungen zu rechnen, rechtfertigt nach Ansicht

.héf, fiir die Einhaltung der von ihm veranschlagten Bau-

'so weitgehende Haftung zu idlbernehmen, wie sie-die Garan-
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der Firma Philipp HeJlIR den Aufirag gur Ausfithrung
des Rohbaues des Hauses in B@ zum Preise von
146.900,10 DM erteilt und dal8 er, wie aus der Auftrags-
bestédtigung vom 16. Februar 1951 hervorgehe, am 18. Ja-
nuar 1951 von der Unternehmerin erfahren habe, es sei

des Berufungsgerichts keine Schadensersgatzanspriiche der
Beklagten, weil der Kliéiger keine Kostengarantie ilbernom-
men und die Beklagte dem Kliger durch Kiindigung des Ver-
trages die Miglichkeit genommen habe, die weiterem Arbei-
ten gu giinstigeren Preisen zu vergeben und die von ihm
veranschlagte Bausumme einguhalten.

aa) Die Auffassung des Berufungsgerichts, da8 der
Kllger neben dem mit der Beklagten su 3) geschlossenen
Dienstvertrage nicht guch die Verpflichtung tibernommen

summe elnzustehen, 148t sich rechtlich nicht beanstan-
den. Fiir den Klédger bestand weder ein hinreichendes
W1rtsehaftllcpe§_Interesse noch sonst ein AnlaB, eine

tielibernahme mit sich bringt. Nach Lage der Umsténde
mufte zwar von ihm erwartet werden, daB er die vor-
augssichtlichen Kosten der Bauvorhaben mit besonderer
Sorgfalt veranschlagte. DaB er aber auch die Gewdhr iiber-
nahm, fiir jeden der Beklagten zu %) und Rosa P—
aus einer Erhthung der Baukosten entstehenden Schaden
einzustehen, kann nicht angenommen werden, weil der K1H-
ger,’ selbst wenn im Dezember 1950 mit einer Erhthung der
Baukosten noch nicht zu rechnen gewesen sein sollte,

die kiinftige Entwicklung des Baumarkts jedenfalls fiir den
bis zur Fertigstellung der Bauvorhaben wihrenden Zeit-
raum nicht iibersehen konnte,
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bb) Der von den Parteien vorgetragene Sachverhalt
ergibt auch keine hinreichenden Anhaltspunkte fiir eine
arglistige THuschung der Beklagten und Rosa P{JlD
durch den Kliger. Das Berufungsgericht verweist in die-
sem Zusammenhange auf das Gutachten des Sachversténdi-
gen Prof. Rl der den vom Kliger im Dezember 1950
errechneten Baupreis nicht fiir gu niedrig erkldrt hat.
Dafiir, - daB dieser Bachverstéindige iiber die damals in der
Bundesrepublik herrschenden Baukosten nicht geniigend
unterrichtet gewesen sei, wie die Revision im Hinblick
auf die Ausfiihrungen der Beklagten durchblicken 1l&8%t,
liegen keine Anhaltspunkte vor. Das Bérufghgsgericht
hatte daher keinen Grund, den Antrigen der Beklagten
gu entsprechen, iiber den hinsichtlich dér westdeutschen
Bauvorhaben entstandenen Streit einen Sachversténdigen
aus der Bundesrepublik zu horen, gzumal es {iber die Aus-
wahl des Sachverstindigen nach eigenenm pflichtméBigem

-Brmessen zu entscheiden hatte. Im iibrigen hat nach den
i" Peststellungen des Berufungsgerichts auch der Zeuge
'Ly} sich seinerzeit bereit erklirt, die Bauvorhaben

in FEED vrd K@EBzun Preise von 45.- DM je Xubik-

meter durchzufiihren. Wenn demgegeniiber die von den Be-
klagten benannten Zeugen bekunden sollter, da8 die Ko-
sten fiir soziale Wohnungsbauten in der Bundesrepublik
bereits Ende des Jahres 1950 bei‘ 58 oder gar 60 bis 65
DM gelegen hiitten, so wiirde dies zum Nachweise dafiir,
daB der Kldger die Kosten absichtlich zu niedrig ahgé-
geben habe2 um die Auftrége zu erhalten, nicht ausrei-
chen; denn der Klager, dessen THtigkeit BlCh im wesent-
lichen auf B—beschrankte s brauchte von der in das
Zeugnls westdeutscher Architekten gestellten Stelgerung
der Baukosten damals noch keine Kenntnis .erlangt zu ha-
ben. Da ferner nichts dafiir dargetan ist, daB der ™
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Klédger- bei der Mitteilung der voraussichtlichen Bau-
kosten im Dezember 1950 fahrl#éssig gehandelt hat, schei-
det auch eine Haftung wegen Verschuldens bei Vertrags-
schluB aus.

ce) Dagegen fragt es sich, ob der Kliger, auch wenn
er eine Kos%engarantie nicht #ibernommen hat, die ihm sus
X dem Dienstvertrage obliegiénde Verpflichtung, seine Auf-
v traggeber iiber eine mtgliche Uberschreitung der Kosten-
; anschlagssumme rechtzeitig zu unterrichten, erfiillt hat.
: Dem Kldger standen, wenn man von seiner Vergiitung ab-
> sieht, fiir den.Bau in Bonn 230 000 DM zur Verfligung. Mit
\ Schreiben vom 4. Januar 1951 erteilte er der Firma H(
- den Auftrag zur Ausfithrung der Erd-, Abbruch-, Mau-
.rer-, Beton-, Schutzbeton-, Estrich-, Putz- und Zimmer-
arbeiten zum Preise von 146.900,10 IM. Bei einer Unter-
redung am 18. Januar 1951, also vor der Annahme seines
A _Vertragsangebots, erfuhr der Kldger von der Unternehme-
s 'rin, qu sich dieser Preis infolge einer Steigerung von
-i‘é Material- und Transportkosten nicht unwesentlich erhthen
werde. Tatsiichlich behielt sich die Unternehmerin im
Schreiben vom 16. Februar 1951 vor, den urspriinglich ge-
nannten Einheitspreis um 10 % zu erhthen.
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Bei dieser Sachlage genligte es nicht, wenn das
Berufungsgericht Schadensersatzangpriiche dér Beklagten
und der Rosa Pikuritz mit dem Hinweis darauf verneinte,
daB der Klédger keine Kostengarantie tibermommen habe und
daf die Beklagte ihm durch die Kiindigung des Dienstver-
trages keine Gelegenheit geégeben habe, die weiteren Ar-
beiten zu einem glinstigeren Preise zu vergeben und die
von ihm veranschlagte Bausumme einzuhalten. Vielmehr war
zu prifen, ob sich der Kl&iger als Fachmann nicht hitte
sagen milssen, daB der ihm verbleibende Restbetrag von
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rund 70 000 DM zur Fertigstellung des Baues wahrscheinlich
nicht, ausreichen werde, und daB damit auch die Durchfiih-
rung der weiteren Bauvorhaben in FE i urnd K@D in
Frage gestellt sei. Nach dem mit seiner Auftraggeberin
geschlossenen Dienstvertrage war er verpflichtet, diese
von der voraussichtlichen Erhthung der Kostenanschlags-
sugme alsbaeld zu unterrichten (Kromer-Christoffel, Archi-
tektenrecht 8§ 110 ff; Fabricius-von Nordenflycht aal0 S 30).
Sie hiétte sich dann entschlieBen kbtnnen, ob sie die Mehr-
kosteﬁ aufwenden, den Bauauftrag einschridnken oder ganz
von ihm Abstand nehmen wollte. .Eine solche Verpflichtung
bestand fiir den Kléger um so mehr, als ihm der miﬁ der
Errichtung der Bauten verfolgte Zweck, die genaue Begren-
zung der Baumittel und die Notwendigkeit zur Einhaltung.
der Bedingungen des § 7 c EinkStG bekannt waren. Wie sich
eus dem Schreiben der Firma Philipp Dl vom 16. Fe- .
bruar 1951 ergibt, ist mit den Bauarbeiten am 22.Januar

_ 1951 begonnen worden. Als der Kliéger von der in Aussicht

stehenden Erh8hung der Baukosten am 18.Januer 1951 erfuhr,
hitte die Beklagte zu 3) bei rechtzeitiger Benachrichti-
gung das Bauvcrhaben noch aufgeben, jedenfalls aber den
Beginn der Bauarbeiten hinausschieben kiénnen. Der Kliéger
hat sich statt dessen zu einer Weiterfiihrung des Baues
entschlossen und ausweislich der auf der Riickseite der
vop ihm unterzeichneten Notiz vom 22. Januar i951 an der
von ihm genannten Kostenanschlagssumme festgehalten. Hat-
te das Kammergericht aile diese Umstinde geprift, so whre
es mbglicherweise zu dem Ergebnis gelangt, daB der Kléger
seine Pflichten als Architekt schuldhaft verletzt und

der Beklagten zu 3) und Rosa Pl aus dem Gesichts-
punkt der positiven Vertragsverletzung fiir den Schaden
einznstehen‘hat, der diesen durchidie unterlassene_ Benach-
richtigung von der voraussichtlichen ErhShung der Bau-
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~ fang etwaiger Schadensersatzanspriiche gehabt haben. Das
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kosten erwacheen sein kann.(§ 276 BGB).

b) DaB die Geltendmachung von Schadensersatzanspri-
chen wegen eines etwaigen Verschuldens des KlHgers bei
der Ausfithrung des Bauvorhabens in B} gegen Treu und
Glauben VerstoBe, weil die Beklagte zu 3) und Rosa Piku-
ritz sich derartige Anspriiche bei der Besprechung vom
19. Februar 1951 nicht vorbehalten hiétten, wie das Beru-
fungsgericht meint, kann nicht anerkannt werden. Es mag
daﬁingestellt bleiben, ob von den Vertretern der Beklagten
nach Treu und Glauben verlangt werden kann, da8 sie bei
dieser Unterredung, die in erster Linie auf eine mbglichst
sofortige Beendigung der Tétigkeit des Kliégers bei den
westdeutschen Bauvorhaben abzielte, mit Schadensersatzan-
spriichen gegen den Kléger hervortraten. Ein Vergicht auf
derartige Anspriiche oder ihre Verwirkung kinnte nur ange-
nommen werden, wenn feststédnde, daB die Beklagte odcr Ro-
sa. PYJIIA zv der Zeit, als die Besprechung stattfand,
bereits eine klare Vorstellung von dem Gegenstand und Um-

ist nicht der Fall. Wie aus der Einlassung der Beklagten
in diesem Rechtsstreit hervorgeht, waren die Beklagte und
Rosa PR am 19. Februar 1951 allenfalls der Ansicht,
der Kidger hafte ihnen fiir den Schaden, der ihnen dadurch
entstanden sei, daB sie sich im Vertrauen auf seine ver-
meintlich unrichtigen Angaben iiber die voraussichtliche
Hohe der Baukosten auf die westdeutschen Bauvorhaben ein-
gelassen hitten. Bin solcher Schadensersatzanspruch be-
steht jedoch nicht. Die Beklagte zu 3) kdnnte vielmehr
nur den Schaden ersetzt verlangen, déer ihr und Rosa P{R
@ durch die unterlassene Benachrichtigung von der in
Aussicht stehenden Erhdhung der Baukosten fiir das Haus in
Beentstanden ist. Diese Schadensmtglichkeit haben die
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" Bekliagte und Rosa P-bei der Besprechung am 19. Fe-
bruar 1951 sicherlich nicht in Betracht gezogen, ja die
Hohe dieses Schadens ist bis heute noch nicht einmal sub-
stantiiert worden.

Unter diesen Umstédnden kann auch von einem Verzicht \
der Beklagten und Rosa P} auf etwaige Schadenser- .
satzanspriiche oder von deren Verwirkung infolge unterlas-
sener Geltendmachung bei der auf die Abberufung des Kld-
gers gerichtetenfVerhandiung.nicht gesprochen werden. Der
Kldger konnte auch aus dem Schweigen der Vertreter der
Beklagten nicht den SchiuB8 giehen, daB diese wegen Ver-
letzung seiner Pflichten bei dem Bauvorhaben in Bonn keine
Anspriiche gegen ihn erheben wiirden. Auch das Verhalten
der Beklagten in der PFolgezeit, insbesondere deren Weige- .
rung, dem Kléger die geforderte weitere Vergiitung fiir sei-
ne. THtigkeit als Architekt zu bezahlen, berechtigten die-
sen nioht zu der Annahme, daB die Beklagten Schadenser-
satzanspriiche im Zusammenhang mit den westdeutschen 3au—
vorhaben gegen ihn nicht geltend machen wiirden. Beriick-
sichtigt man schlieBlich, da8 von der Beendigung der TH-
tigkeit des Kldgers bis zur Erhebung der Gegenforderungen
in diesem Rechtsstreit nur eine verhdltnisméBig kurze
Zeit liegt, so kann von einer Verwirkung der Schadenser-
sgtgzangpriiche, wie sie das Berufungsgericht annimmt, kei-
ne Rede sein.

-
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c) Dem Berufungsgericht kann endlich nicht darin
gefolgt werden, daB die zur Aufrechnung gesteilten For-
derungen nicht besténden, weil die Beklagten die Ent-
stehung eines Schadens nicht dargelegt hdtten. In Erfiil-
lung der gerichilichen Auflage vom 4. Dezember 1952 haben
die Beklagten behauptet, sie hitten zusammen mit Rosa
PE in sozialen Wohnungsbau insgesamt iiber eine Mil-
iion DM anlegen woiien. Des sei ihnen nicht gelungen,
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weil sich die Baukosten als wesentlich hbther herausge-
stellt h#itten, als der Klédger ihnen zugesichert habe.

Dée Bauvorhaben in F{JJ IR wnd K@ihitten deshaldb auf-
gegeben werden milssen Die bereits angekauften Grundstiicke
seien nur mit Verlust abzustofen. AuBerdem seien erhebliche
Zinsverluste eingetreten. Der vorldufige Gesamtschaden be-
laufe sich auf 137.849,94 DM (vgl Schriftsatz vom 3.Januar
1953 S8 5 £f).

Hit diesen Anfiihrungen 1#8t sich der Schaden, welcher
der Beklagten zu 3) und Rosa P} infolge der unterlas-
senen Benachrichtigung von der voraussichtlichen Erhthung
der Kosten fiir das Bauvorhaben in B mtglicherweise er-
wachsen ist, allerdings nicht begriinden. Durch das dies-
begligliche Vorbringen sollte vielmehr der Schaden erléu-
tert werden, den die Beklagten dadurch erlitten haben wol-
len, daB sie sich im Vertrauen auf die im Dezember 1959
gemachten Angaben des Kligers iiber die vermutliche HShe
der Baukosten zur Ausfihrung der westdeutschen Bauvorha-
ben ‘entbchlossen haben. Es liegt auf der Hand, da3 die-
ser Schaden sich wesentlich anders gestaltet und deshald
auch einer anderen Begriindung bedarf ais der Schaden, des-
sen Ursache in der unterlassenen Mitteilung des Klégers
von einem Ansteigen der Baupreise im Januar 1951 liegt.

Es geht aber nicht an, die Entstehung jeden Schadens des-
halb zu verneinen, weil es der Beklagten zu 3) gelungen
sei, bei dem Bau in B\ einen Betrag wvon rund 400,000 DM
steuerbegiinstigt anzulegen, wie es. das Berufungsgericht
will. Denn der Umstand, da8 die Beklagte zu 3) einen Teil
der fiir den sozialen Wohnungsbau bestimten Mittel tat-
sdchlich fiir diesen Zweck anlegen konnte, schlieBt die
Entstehung eines Schadens fiir sie und Rosa Pl infol-
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ge einer wesentlich kostspieligeren Herstellung des Hau-
ses in B@®, durch Unterlé.t_ssung der Bauten in Pl
@ und K@ und vielleicht auch infolge der Unmbg-
lichkeit, die fiir diese Bauvorhaben bereit gestellten
Mittel in anderer Weise steuerbegiinstigt anzulegen,
nicht aus. Jedenfalls 1l&Bt sich bei dem gegenwdriigen
Stand des Verfahrens die Mdglichkeit, da8 der Beklagten
und Rosa P8 durch das Verhalten des Kligers ein
Schaden entstanden ist, nicht in Abrede stellen.

Da der Rechtsstreit, soweit die hier gur Aufrech-
nung gestellten Gegenforderungen in Betracht kommen,
noch nicht zur Entscheidung reif ist, vielmehr den Par-
teien Geiegenheit gegeben werden muB8, zu der verinder-
ten Beurteilung der Rechtslage Stellung zu nehmen, wird
das Kammergericht Schadensersatzanspriiche der Beklag-
ten zu 3) und Rosa PYJP vnter dem Gesichtspunkt
einer positiven Vertragsverletzung des Klédgers durch
Unterlassung der Benachrichtigung von der Erhéhung
der Kostenanschlagssumme erneut zu priifen haben.

III. Ob den Beklagten durch das in Rede stehende
Verhalten des Kl#gers ein Schaden entstanden igt, 1&Bt
sich in diesem Stadium des Rechtsstreits noch nicht
iibersehen. Es ist von hier aus nicht auszuschlieBen,
daB die zur Aufrechnung gestellten Gegenforderungen
die Klageanspriiche, wenn deren Hthe endgilltig festge-
stellt ist, dem Betrage nach erreichen oder gar uber-
steigen. Bei dieser Sachlage war das angefochtene Ur-
teil in volilem Umfange aufzuheben und der Rechtsstreit
zu erneuter Verhandlung und Entscheidung an die Vor-
instanz zurilckzuverweisen. Da der endgiltige Ausgang
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des Rechtsstreits noch ungewiB ist, war die Entscheidung

liber die Kosten der Revision dem Berufungsgericht vor-
zubehalten.

Glanzmann Rietschel Dr. Winkelmann

Heimann-Trosien Meyer

P s il




	* i‘ Verkündet

	r	,	%


	- 15

	fr

	*

	• * .



